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zur Verselbständigung der Schule
Zusammenfassung
In der Diskussion um die Verselbstandigung der staatlichen Einzelschule scheint der verfassungs¬
rechtliche Schulaufsichtsbegnff in seiner traditionellen Ausformung ein entscheidendes Hindernis
für Verselbstandigung zu sein Dieser traditionelle Schulaufsichtsbegnff wird kntisch überprüft;
dabei wird das vom Bundesverfassungsgericht am Beispiel der Privatschulbestimmungen des
Grundgesetzes entwickelte Verfassungspnnzip der Vielfalt im Schulwesen zur Interpretation her¬
angezogen.
Wer für die Verselbständigung der staatlichen Einzelschule eintritt, trifft sofort
auf die Argumentation, daß die nach Art. 7 Absatz 1 Grundgesetz (GG) ge¬
botene staatliche Schulaufsicht eine derartige Verselbständigung nicht zulasse
(zuletzt wieder Avenarius 1994, S. 259). In jeder früheren Diskussion und
auch heute begegnen wir dieser Gegenposition. Die Kultusministerkonferenz
hob, als die Bildungskommission des Deutschen Bildungsrats ihre Empfehlung
zur verstärkten Selbständigkeit der Schule und Partizipation der Lehrer, Schü¬
ler und Eltern vorlegte (Deutscher Bildungsrat 1973), auf die politische
Verantwortung der für die Schulen zuständigen Minister ab, die sich aus dem
Gebot der staatlichen Schulaufsicht ergäbe und die eine Verselbständigung,
wie sie die Bildungskommission vorsähe, ausschließe. Auf die Vorlage eines
Entwurfs für ein Landesschulgesetz durch den Deutschen Juristentag, der eine
Reduzierung der Schulaufsicht zugunsten einer gewissen Selbständigkeit der
einzelnen Schule vorschlug (Deutscher Juristentag 1981), erhob sich derselbe
Widerstand. Jetzt, wo die Äutonomieentwürfe von den Schulverwaltungen
ausgehen, z. B. in den neuen Schulgesetzen in Hessen 1992 und Niedersachsen
1993 (Hess. SchulG vom 17.6.1992, Nieders. SchulG vom 27.9.1993) oder in
den Vorlagen in Bremen (Hoffmann/Lückert 1994) und Hamburg, führt dies
zu Auseinandersetzungen über diesen Punkt, nun mit der politischen Oppo¬
sition sowie mit Lehrern und Schulaufsichtsbeamten (ebd., S. 275). Die poli¬
tische Gegenargumentation ist plausibel, wenn man davon ausgeht, daß die
derzeitige Struktur des Schulwesens im Einklang mit Art. 7(1) GG steht. Denn
es erhebt sich ja durchaus die Frage, ob eine Verselbständigung der einzelnen
Schule, die stets zugleich mit einer Reduktion der staatlichen Schulaufsicht
verbunden ist, mit der Verfassung vereinbar sei.
Gleichwohl können die Befürworter des Konzeptes eines staatlichen Schul¬
wesens, bestehend aus verselbständigten Einzelschulen, mit ihren Erfolgen
zufrieden sein; offenbar gibt es derzeit einen Trend für einen weiteren Hand-
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lungsspielraum der Schule, der sich ungeachtet der verfassungsrechtlichen
Schwierigkeiten aufgrund politischen Willens durchsetzt. Damit wird aber die
Frage nach der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit nicht überflüssig; im übri¬
gen sind die Verselbständigungsbemühungen bisher nicht so effektiv, wie nach
der Lautstärke der Gegenposition zu vermuten wäre. Hessen und Niedersach¬
sen betonen zwar die Selbständigkeit der Schule und geben der jeweiligen
Schulkonferenz eine Reihe von Entscheidungskompetenzen. Die Fachaufsicht
der Schulaufsichtsbehörden wird bei pädagogischen Bewertungen sowie bei
unterrichtlichen und pädagogischen Entscheidungen in der Schule auf die Po¬
sition einer Rechtsaufsicht behutsam zurückgenommen. Der umfassende Cha¬
rakter der Schulaufsicht wird in seinen Definitionen jedoch aufrechterhalten.1
Es dürfte außerordentlich schwierig sein, in diesen Regelungen schon einen
Verstoß gegen das Gebot der staatlichen Schulaufsicht, wie sie derzeit inter¬
pretiert wird, zu sehen. Es gäbe aber auch eine großzügigere Ausdeutung der
Schulaufsicht, die einer weitergehenden Verselbständigung der Einzelschule
nicht im Wege stünde. Dies soll im folgenden dargelegt werden.
1. Der Schulaufsichtsbegnff nach Art. 7 (I) GG, ein Fossil
Wenn es in Art. 7 (1) GG heißt: „Das gesamte Schulwesen steht unter der
Aufsicht des Staates", so ist mit dieser Schulaufsicht nach herrschender Mei¬
nung ein Sammelbegriff für die Aufgaben und Tätigkeiten des Staates in bezug
auf die Schule gemeint.2 In diesem Sammelbegriff sind zwei grundsätzlich
unterschiedliche Gruppen von Staatstätigkeiten enthalten:
- die Schulaufsicht im Wortsinn, d.h. die von den Schulaufsichtsbehörden
ausgeübte Überwachung der inneren und äußeren Schulangelegenheiten
durch Fach-, Dienst- und Rechtsaufsieht, und
- die Organisation, Planung und Leitung des Schulwesens, zusammengefaßt
unter dem Begriff „Schulhoheit"; sie umfaßt im Gegensatz zur Schulaufsicht
i.e.S. nicht nur administrative Tätigkeiten, sondern muß in allen wesentli¬
chen Punkten vom Parlament vorgegeben sein.
Beide Aufgabenbereiche zusammen ergeben einen Inbegriff aller Gestaltungs¬
und Weisungsrechte, die dem Staat gegenüber dem gesamten Schulwesen ver¬
fassungsrechtlich zugewiesen werden sollen.
Dieser omnipotente Begriff von Schulaufsicht ergibt sich nicht notwendiger¬
weise aus dem Wortlaut des Art. 7 (1) GG.3 Er erscheint nur dann zwangs¬
läufig, wenn man eine historische Brücke schlägt zu den Vorgängern der
Verfassungsbestimmung, also zu Art. 144 der Weimarer Verfassung (WV), zu
Hess. SchulG §§ 127 (3), 128ff., 93 (2), 92 (hier fehlen die hoheitlichen Aufgaben); Nieders.
SchulG §§ 32, 33ff., 121, 120. Dazu Vogel 1993.
Heckel/Avenarius 1986, S. 165 mit umfassenden Nachweisen, ebenso Stein/Roell 1992,
S. 30f.; Avenarius 1994, S. 259. Abweichend Richter 1984 (Art. 7, Rdnr. 18), für den Schul¬
aufsicht heißt, daß „Qualifikation, Sozialisation und AUokation öffentliche Aufgaben sind, die
vom Staat wahrgenommen werden". Geiger 1970, der sich sonst kritisch mit Art. 7 befaßt, läßt
die Schulaufsicht bestehen. Kritisch wie hier Jach 1991, S. 18ff.; Müller 1982, S. 77f.
Die Literatur betont, daß der verwaltungsrechtliche Aufsichtsbegriff anders definiert wird
(s. z.B. Maunz 1993, Art. 7, Rdnr. 16).
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den entsprechenden Formulierungen der Preußischen Verfassung (Art. 20)
und der Paulskirche (§ 153) bis zurück zu § 1 II 12 des Preussischen Allge¬
meinen Landrechts von 1794, in dem es noch heißt, daß Schulen eine „Ver¬
anstaltung" des Staates seien. Parallel wird bis hin zur derzeit geltenden
Hessischen Verfassung (Art. 56 (1)) die Formulierung gebraucht: „Schule ist
Sache des Staates". Alle diese Formulierungen wurden jeweils zu ihrer Zeit als
Synonym für eine umfassende Bestimmungsgewalt des Staates über das Schul¬
wesen verstanden. Auf dieses Verständnis greifen Bundesverfassungsgericht
und Bundesverwaltungsgericht4 sowie die Landesverfassungen5 zurück.
Dieser Rückgriff hat etwas damit zu tun, daß nach dem Zusammenbruch des
„Dritten Reiches" die Anknüpfung an die erste deutsche Republik gesucht
wurde.6 Nur war Art. 144 WV eben keine republikanisch-demokratische Neu¬
formulierung, sondern die verbale und begriffliche Übernahme monarchi¬
stisch-obrigkeitlichen SchulVerständnisses.7 Daß ein solches Verständnis in der
Bestimmungslandschaft des Grundgesetzes etwas traditionsgebunden Über¬
ständiges haben könnte, wurde in den ersten Jahren der Geltung des Grund¬
gesetzes von der herrschenden Meinung übersehen und wird es heute noch
(Hoffmann/Lückert 1994). So wird Art. 7 (1) GG im Umfeld der individuel¬
len Grundrechte verstanden wie eine Exklave staatlicher Allmacht. Ände¬
rungsvorschläge waren gleichwohl selten und führten nicht zum Erfolg (Geiger
1970; Richter 1991).
Es soll nicht verkannt werden, daß nach 1949 gewisse Modifikationen ein¬
getreten sind:
- Der kommunalen Selbstverwaltung (Art. 28 GG) fällt ein gewisses, wenn
auch bescheidenes Bestimmungsrecht hinsichtlich der Gebäude, des Inven¬
tars und des nichtpädagogischen Personals zu8;
- die Schulen in freier Trägerschaft sind aufgrund der Errichtungsgarantie des
Art. 7 (4) GG der umfassenden Aufsicht teilweise entzogen (Heckel/Ave-
narius 1986, S. 156; Vogel 1988, S. 34);
- rechtsstaatliche Erwägungen haben dazu geführt, das besondere Gewaltver¬
hältnis der Schule gegenüber Schülern und Eltern aufzulösen9 und alle
sogenannten wesentlichen Entscheidungen hinsichtlich des Schulwesens
dem Landesgesetzgeber vorzubehalten.10
Ohne diese Modifikationen gering zu schätzen, wird man aber doch sagen
müssen, daß sich an der grundsätzlichen Position der Schulaufsicht nichts ge¬
ändert hat. Eine nicht unerhebliche Verstärkung hat sich sogar zusätzlich in
drei Punkten ergeben:
- durch das faktische staatliche Lehrerbildungsmonopol,
- durch die Verbeamtung der Lehrerschaft und vor allem
4 BVerfGE 26, 228ff. (ständige Rechtsprechung); BVerwGE 6, 101 ff. (stand. Rspr.).
5 Z.B. Art. 130 (1) Bayern 1946, Art. 4 (2) Niedersachsen 1993, Art. 103 (1) Sachsen 1992.
6 Maunz 1993, Art. 7, Rdnr. 17; Vogel 1983 am Beispiel des Privatschulrechts.
7 Heckel 1955, S. 33f.; Jach 1991, S. llff. mit weiteren Nachweisen.
8 Heckel/Avenarius 1986, S. 101 ff. mit weiteren Nachweisen.
9 BVerfGE 41, 251 ff.; Heckel/Avenarius 1986, S. 295f. mit weiteren Nachweisen.
10 BVerfGE 34,165ff. (stand. Rspr.); DJT-SchGE 198, S. 25ff., 38ff., 45ff.; Heckel/Avenarius
1986, S. 166ff. mit weiteren Nachweisen.
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- durch das Berechtigungswesen. Nach Auffassung des Bundesverfassungsge¬
richts ist die Leistungsbewertung mit den daraus fließenden Berechtigungen
ein „natürliches Recht des Staates"11, also ein vorkonstitutionelles Recht,
das die eigentlichen Aufsichtsrechte der Schulverwaltungen gerade im in¬
haltlichen Bereich der Schule beträchtlich erweitert.
Die Altertümlichkeit des umfassenden Schulaufsichtsbegriffs im Umfeld der
Bestimmungen des Grundgesetzes, aber auch im Umfeld der heutigen vom
Grundgesetz geprägten gesellschaftlichen Verhältnisse ist unübersehbar. So
setzt der umfassende, hierarchisch-zentralistisch orientierte Schulaufsichtsbe-
griff voraus, daß es einen gesellschaftlichen Konsens über die Erziehungsziele
staatlicher Schule und zentral zu verordnende Bildungsinhalte gäbe. Ein sol¬
cher Konsens ist aber von den individualistischen Bildungsvorstellüngen weit¬
gehend aufgelöst worden12; die aus dem Grundgesetz ableitbaren Werte lassen
eine pädagogische Konkretion in vielfältiger Weise zu. Entsprechend müßte
das Schulwesen vielfältige Konzepte anbieten, doch läßt sich Vielfalt nicht
zentral verordnen, sondern bildet sich in der Spannung dessen, was verbindlich
angeboten werden muß und welche Anforderungen sich aus der jeweils wech¬
selnden Schüler-/Elternschaft ergeben. Des weiteren hat die professionalisierte
Lehrerausbildung eine Qualität erreicht, die nach einer ausgeprägteren päd¬
agogischen Freiheit drängt. Schließlich ist die Effektivität von Schule insgesamt
ins Gerede gekommen: Schule wird immer teurer und zeigt gleichwohl immer
größere Defizite (Hoffmann/Lückert 1994, S. 270). Die dem Grundgesetz
eigene Individualisierung läßt zentral gelenkte Bildungsinstitute als antisozial
erscheinen (so schon PreuB 1969).
2. Das Privatschulwesen als Ghetto der Selbständigkeit?
Wenn von der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit der Verselbständigung staat¬
licher Schulen die Rede ist, könnte ein Blick auf die Schulgruppe nützlich sein,
die kraft Definition ihre Angelegenheiten selbständig regelt: die Schulen in
freier Trägerschaft (s.a. Vogel 1988, 1991b). Ihre Rechtsverhältnisse sind in
Art. 7 (4) und (5) GG relativ ausführlich dargestellt (dazu im einzelnen Vogel
1991a; Müller 1982). Errichtung und Betrieb solcher Schulen werden grund¬
rechtlich gewährleistet. Selbst dort, wo zur Errichtung eine Genehmigung
erforderlich ist, bleibt dem Schulträger ein beträchtlicher Gestaltungsfreiraum,
denn auch hier bestimmt der Träger Inhalte, Methoden und Organisation selbst
mit Ausnahme der Lehrziele, der Einrichtungen und der Ausbildung der Leh¬
rer: In diesen Punkten darf die Schule nicht hinter entsprechenden staatlichen
Schulen zurückstehen.
Entsprechend umfaßt die staatliche Schulaufsicht nur die Kontrolle dieser
Genehmigungsvoraussetzungen. Im einzelnen heißt dies:
- Die schulhoheitlichen Maßnahmen hinsichtlich des staatlichen Schulwesens
11 BVerfGE 27, 195ff.; andere begründen das Berechtigungswesen direkt aus Art. 7 (1) GG.
Kritisch dazu Muller 1982, S. 279ff.
12 Dazu z.B. Ladeur 1991, S. 267ff.; Avenarius 1994, S. 257; Hoffmann/Lückert 1994,
S. 270.
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wirken sich nur indirekt insofern aus, als die Bildungsziele, der Kanon der
Schularten, die Abschlüsse zugleich maßstabsetzende Rahmenbedingungen
für die genehmigten Schulen sind.
- Die Schulaufsicht i.e.S. ist begrenzt auf die Rechtsaufsieht hinsichtlich der
Einhaltung der Genehmigungsvoraussetzungen, also darüber, ob die Schule
in ihren Bildungszielen, in ihren Einrichtungen und in der Ausbildung ihrer
Lehrer nicht hinter denen entsprechender staatlicher Schulen zurücksteht.
Für den Fall, daß die genehmigte Schule Zeugnisse mit öffentlicher Wirkung
verleiht, steht der Schulaufsicht auch die Fachaufsicht hinsichtlich der Ein¬
haltung staatlicher Aufnahme-, Versetzungs- und Prüfungsordnungen zu.
Genehmigte Schulen in freier Trägerschaft dürfen also ihre im Rahmen der
Gleichwertigkeit abweichenden Inhalte und Methoden selbst bestimmen, un¬
terliegen aber gleichwohl der staatlichen Schulaufsicht. Die im übrigen so
omnipotent beschriebene Schulaufsicht läßt hier ein erhebliches Maß an Ver¬
selbständigung der Schule zu. Warum dann nicht auch für staatliche Schu¬
len?
Man kann dieser Argumentation entgegenhalten, daß hier ein verfassungs¬
rechtlich eingerichtetes SpezialVerhältnis vorliege, das lediglich die Schulen in
freier Trägerschaft betreffe, nicht verallgemeinerungsfähig sei und jedenfalls
nicht auf staatliche Schulen angewandt werden könne. Art. 7 (4) GG als ein
Ghetto der Selbständigkeit von Schule nur für Schulen in freier Trägerschaft?
Mit der Errichtungsgarantie des Art. 7 (4) Satz 1 GG wurde das Privatschul¬
wesen gegenüber der Weimarer Zeit nicht unerheblich aufgewertet: Die
Errichtungsgarantie für die Schulen in freier Trägerschaft ist nicht nur die
Abkehr vom staatlichen Schulmonopol (BVerfGE 27, 195ff.; stand. Recht¬
sprechung), sondern auch eine Bestandsgarantie des Privatschulwesens. Das
bedeutet nicht nur Zulassung oder Tolerierung solcher Schulen, sondern auch
finanzielle Förderung durch den Staat (BVerfGE 75, 40ff.). Damit wurde der
Nachrang des Privatschulwesens gegenüber dem staatlichen Schulwesen, wie
ihn noch die Weimarer Zeit Begriffen wie „Privatschule" und „Ersatzschule"
entnahm (Lande 1932, S. 705), aufgehoben (Heckel 1955, S. 41). Diese Auf¬
wertung hängt mit der systematischen Bedeutung zusammen, die das Bundes¬
verfassungsgericht der Privatschulgarantie abgewinnt; es sieht darin den
Ausdruck eines Verfassungsprinzips der Vielfalt im Schulwesen (BVerfGE 27,
195ff.; 75, 40ff.). Es rekurriert auf die individuellen Grundrechte: die Würde
des Menschen, die freie Entfaltung der Persönlichkeit, die Religions- und Ge¬
wissensfreiheit, das natürliche Elternrecht und leitet aus diesen Grundrechten
das Gebot ab, daß der Staat des Grundgesetzes für die Vielfalt der Erziehungs¬
ziele und Bildungsinhalte sowie für das Bedürfnis seiner Bürger offen sein muß,
in der ihnen gemäßen Form die eigene Persönlichkeit und die ihrer Kinder im
Erziehungsbereich der Schule zu entfalten (BVerfGE 75, 40 ff.). Dieses Of¬
fensein des Staates für die Vielfalt der Formen und Inhalte, in denen sich
Schule darstellen kann, entspricht den Wertvorstellungen der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung, die sich zur Würde des Menschen und zur
religiösen und weltanschaulichen Neutralität bekennt (BVerfGE 27, 195ff.).
Wenn das Bundesverfassungsgericht über Jahrzehnte in mehreren Entschei¬
dungen das Verfassungsprinzip der Vielfalt im Schulwesen herausstellt, dann
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tut es dies zwar anhand von Fällen, die nur die Schulen in freier Trägerschaft
betreffen; wenn es aber nicht nur auf die Vielfalt der Trägerschaft, sondern
auch auf die Vielfalt der Inhalte abstellt und darüber hinaus zur Begründung
auf den Kanon der individuellen Grundrechte zurückgreift, wäre es zu kurz
gedacht, wenn man die Vielfalt sich darin erschöpfen ließe, daß es auch Schulen
in freier Trägerschaft gibt. Die herangezogenen individuellen Grundrechte
sollten eben nicht nur den Eltern und Schülern an Schulen in freier Trägerschaft
zugute kommen, sondern allen Bürgern, mithin auch den Eltern und Schülern
an staatlichen Schulen. Wortlaut und Begründung des Verfassungsprinzips der
Vielfalt im Schulwesen sprechen dafür, daß hier kein Sonderrecht für den
Bereich der Privatschulen umschrieben werden sollte, sondern daß hier ein für
das ganze Schulwesen geltendes Prinzip aufgestellt werden sollte (so auch Jach
1991, S. 78ff.). So formuliert etwa das Bundesverfassungsgericht im Zusam¬
menhang mit der flächendeckenden Einführung der hessischen Oberstufe ein
indivdiduelles „Recht auf ein differenziertes Bildungsangebot" (BVerfGE 45,
400ff.), wenn auch die Konturen dieses Rechts nicht völlig klar sind (Ladeur
1991, S. 269).
Im übrigen ist es nicht ungewöhnlich, daß angesichts der Lakonik des Grund¬
gesetzes gegenüber dem Schulwesen, gerade auch gegenüber dem staatlichen
Schulwesen, indirekte Aussagen zum staatlichen Schulwesen den viel ausführ¬
licheren Bestimmungen über die Schulen in freier Trägerschaft entnommen
werden. So ist den Genehmigungsvoraussetzungen des Art. 7 (4) Satz 3 GG,
die auf Elemente des staatlichen Schulwesens als Vergleichsmaßstab verwei¬
sen, zu entnehmen, daß zur Schulaufsicht des Art. 7 (1) GG auch der Betrieb
eines staatlichen Schulwesens gehört. Weiter läßt das Gebot an die genehmig¬
ten Schulen, die Schüler nicht durch zu hohe Schulgelder nach ihren Besitz¬
verhältnissen zu sondern (Art. 7 (4) Satz 3 GG), darauf schließen, daß
staatliche Schulen allgemein zugänglich sein sollen (Grundlage der Schulgeld¬
freiheit). Die Einschränkung der Errichtung freier „Volksschulen" (was immer
man heute darunter verstehen mag13) nach Art. 7 (5) GG dient dem Bundes¬
verfassungsgericht (BVerfGE v. 16.12.1992, 1 BvR 167/87) als Hinweis dar¬
auf, daß in diesem Bereich ein Vorrang der staatlichen Schule besteht. Es ist
also durchaus üblich, Grundsätze aus den Privatschulbestimmungen des
Grundgesetzes abzuleiten, die für das staatliche Schulwesen gelten.
Schließlich sei noch eine weitere Überlegung hinzugefügt, die für eine Über¬
tragbarkeit des Selbstverwaltungsmodells Schule in freier Trägerschaft auf das
staatliche Schulwesen spricht. Die staatliche Schulaufsicht dient sowohl der
Sicherung des staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrages als auch dem
Schutz der Schüler. Schon jetzt gehen Bemühungen dahin, die staatliche Schul¬
aufsicht von einer Kontrollfunktion in eine Beratungsfunktion umzuwandeln
(Avenarius 1994, S. 264f.). Die Annahme erscheint nicht unbegründet, daß
der staatliche Bildungsauftrag auch dann ausreichend verwirklicht werden
kann. Verselbständigung der staatlichen Schulen muß und darf keineswegs
bedeuten, daß diese Schulen die religiös-weltanschauliche oder partei- und
verbandspolitische Neutralität und Toleranz verlassen.14 Über die Einhaltung
13 S. Vogel 1991a, S. 19 mit weiteren Nachweisen.
14 Hier sieht Avenarius Gefahren und Grenzen der Selbstverwaltung (1994, S. 262f.).
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staatlicher Rahmenbedingungen wacht die Schulaufsicht. Was den Schutz der
Schüler vor unqualifizierter Schule betrifft, gilt dieser Schutz nicht nur den
Schülern staatlicher, sondern auch denen freier Schulen. Offensichtlich hielt
der Verfassungsgeber die Aufsicht über die Genehmigungsvoraussetzungen
nach Art. 7 (4) GG für völlig ausreichend. Da man nicht davon ausgehen kann,
daß Schüler an Schulen in freier Trägerschaft weniger gut geschützt werden
sollen als an staatlichen Schulen - etwa unter dem Gesichtspunkt, daß sie sich
freiwillig eine Schule mit geringerem Schutz ausgesucht hätten -, dürfte das
Mindestmaß an Schutz an freien Schulen auch für Schüler an staatlichen Schu¬
len ausreichen.
Unter allen diesen Gesichtspunkten ist der Schulaufsichtsbegriff des Art. 7
(1) GG mit dem Verfassungsprinzip der Vielfalt im Schulwesen in Einklang zu
bringen. Vielfalt widersetzt sich zentraler, umfassender Reglementierung und
stellt damit den herrschenden Schulaufsichtsbegriff in Frage. Die Konkordanz
zwischen traditionellem Schulaufsichtsbegriff und Schulvielfalt geht nicht so¬
weit, daß nun die Schulaufsicht auf das reduziert, die Selbständigkeit auf das
erweitert werden müsse, was für Schulen in freier Trägerschaft gilt, aber der so
modifizierte Schulaufsichtsbegriff kann auch nicht mehr gegen eine größere
Verselbständigung staatlicher Einzelschulen ausgespielt werden. Prinzipiell
geht eine mögliche Verselbständigung bis zum Umfang dessen, was Schulen in
freier Trägerschaft zugestanden ist, wobei die Grenze durch die Einschränkun¬
gen gezogen wird, denen genehmigte Schulen im Wege der Genehmigungsvor¬
aussetzungen unterworfen sind; dies deshalb, weil nur an genehmigten Schulen
die Schulpflicht erfüllt werden kann.
3. Stichworte zu den Randbedingungen verselbständigter Schulen
Für eine nur begrenzte Selbständigkeit der staatlichen Einzelschule spräche
zunächst der sozialstaatlich gestützte Gedanke der Einheitlichkeit des Schul¬
wesens. Sieht man von der leichteren Verwaltung eines einheitlichen Systems
ab - ein Gesichtspunkt, der angesichts des Umfangs des staatlichen Schulwe¬
sens nicht völlig von der Hand zu weisen ist -, könnten Zweck und Ziel einer
solchen Einheitlichkeit der Gesichtspunkt gleicher Bildungschancen für alle,
der Gesichtspunkt der Sicherung möglichst gleicher Leistungsbeurteilung15
und der Gesichtspunkt gemeinsamer Sozialisation unter gleichen Bedingungen
sein, das, was früher unter „Schule der Nation" verstanden wurde. Hinter
jeden dieser Gesichtspunkte ließe sich ein Fragezeichen setzen:
- Sind gleiche Bildungschancen nur unter gleichen Umständen zu gewährlei¬
sten, oder wären sie besser gewährleistet, wenn jeder Schüler nach seinen
individuellen Fähigkeiten, also ungleich entfaltet würde?
- Sind gleiche Leistungsbeurteilungen nur unter völlig gleichen Umständen zu
15 Avenarius (1994, S. 263f.) argumentiert für eine gewisse Einheitlichkeit der Schule zum
Zwecke der Leistungsbeurteilung auch mit Art. 7 (4) Satz 3 GG: Auch Ersatzschulen dürfen in
ihren Lehrzielen nicht hinter staatlichen Schulen zurückstehen. Aber zum einen sind Lehrziele
nicht mit Versetzungen und Abschlüssen gleichzusetzen, zum anderen gibt es eben gerade
gleichwertige Lehrziele, die miteinander verglichen werden müßten.
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erzielen, oder konnten Kriterien gleichwertiger Leistungen entwickelt wer¬
den, die gleiche Wirkung haben?
- Ist die Soziahsation der Schuler innerhalb eines vielfaltigen Schulwesens
gefährdet? Beispiele aus den Niederlanden (Liket 1993) scheinen dies nicht
zu bestätigen. Es mußte allerdings sichergestellt werden, daß jeder Schuler
Zugang hatte zu jeder Schule, die er aufgrund seiner Leistungen besuchen
konnte, und daß jede Schule ein kontrollierbares Programm veröffentlicht
(Avenarius 1994, S. 266, Liket 1993, S. 137).
Ein weiteres Argument für eine zentrale Bestimmung des Schulwesens ist, daß
der zustandige Minister die Verantwortung für das ganze Schulwesen trage und
deshalb seine Forderungen auch durchsetzen können müsse (Avenarius 1994,
S 263). Dieses Argument geht zunächst einmal an der Tatsache vorbei, daß die
Verantwortung des Ministers immer nur so groß sein kann, wie seine Zustän¬
digkeit reicht. Der Wortlaut des Art. 7 (1) GG zwingt keineswegs zu umfas¬
sender Zuständigkeit. Schrankt der Landesgesetzgeber die Zuständigkeit -
etwa unter dem Gesichtspunkt größerer Selbständigkeit der Einzelschule - ein,
kann sich die Verantwortlichkeit des Ministers auch nur auf den so einge¬
schränkten Zuständigkeitsbereich beziehen. Im übrigen verbleibt es bei der
staathchen Schulhoheit, über alle wesentlichen Angelegenheiten entscheidet
der Gesetzgeber, an die Stelle detaillierter Regelungen konnten Rahmenre¬
gelungen treten. Modifiziert werden mußte in erster Linie die eigentliche
Schulaufsicht, insbesondere die Fachaufsicht (Hoffmann/Luckert 1994,
S. 271, 276ff , Avenarius 1994, S 265) Verselbstandigung der Schulen muß
nicht Regellosigkeit und Unübersichthchkeit bedeuten.16
Inhaltliche Rahmenbedingungen sind auch wegen des Berechtigungswesens
erforderlich, allerdings langst nicht so detailliert, wie es derzeit praktiziert
wird Nicht die Gerichte treiben die Schule in Verrechthchung und Verrege-
lung, sondern die Schulverwaltungen ziehen mit immer weiteren Formahsie-
rungen die gerichtliche Prüfung in die Schule hinein. Im übrigen bleibt es beim
bisherigen Rechtsschutz von Eltern und Schulern Die Schulaufsicht bleibt
Widerspruchsbehorde und Dienstaufsichtsbehorde "
Wieweit das Recht der personellen Rekrutierung notwendigerweise zur Pro-
fiherung der Einzelschule gehört, soll hier nicht im einzelnen diskutiert wer¬
den. Wenn man es aber für notwendig halt - und dafür spricht einiges -, dann
muß der Beamtenstatus dem nicht im Wege stehen Lassen wir auch dahinge¬
stellt, ob der Beamtenstatus für den Lehrer unverzichtbar ist - Zweifel sind
erlaubt -, so kennt auch das Beamtenrecht Ausschreibungsmoghchkeiten
(Avenarius 1994, S. 267) der Schule und Formen der Beurlaubung mit oder
ohne Bezüge - etwa zum Dienst an genehmigten Schulen Denkbar wäre ein
Pool beamteter Lehrer, aus dem heraus die Beurlaubungen an die einzelnen
Schulen vorgenommen werden konnten.
In den derzeitigen Autonomievorstellungen spielt eine Rolle, daß die Schule
gewisse Verfugungsmittel selbständig bewirtschaften können sollte Verselb-
16 Liket beschreibt dies am Beispiel des niederländischen Schulwesens, eines Schulwesens, das
den Umfang des nordrhem-westfahschen hat (1993, S 25ff )
17 Avenarius 1994, S 264 meldet hier m E grundlos Bedenken an
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ständigung der Schule mißt sich auch darin, über eigene Mittel verfügen zu
können. Für die Arbeit am Profil einer verselbständigten Schule kann es ein
Antrieb sein, wenn sie sich auch „auszahlt", wenn also eine attraktive Schule
auch über mehr Mittel verfügt. Das wird im Rahmen des derzeitigen Finan¬
zierungssystems von Schule nicht ohne weiteres möglich sein, weil der Staat
seine Schulen prinzipiell gleich behandeln muß. Die Erhebung eines Schulgel¬
des verbietet sich wegen der Schulgeldfreiheit, die in jedem Fall aufrechter¬
halten bleiben soll. Verfassungsrechtlich zulässig wäre es aber, die Finanzie¬
rung des staatlichen Schulwesens umzustellen auf
ein öffentliches Gutschein¬
system. Jeder Schüler erhielte einen kostendeckenden Gutschein
- einen
voucher of education (vgl. Vogel 1972; Friedman 1971, S. 120f.; van Lith
1983, S. 334ff.) -, den er bei der Schule, die er wählt, abgibt; die Schule löst die
Gutscheine ein; die Summe der Gutscheine umschreibt den Haushaltsrahmen
der Schule. Bisher wird diese Möglichkeit in Deutschland kaum diskutiert,
doch könnte sie sich bei weiterer Verbreitung der Autonomiediskussion noch
als interessant erweisen.
Verselbständigung der staatlichen Einzelschule ist möglich; das Grundgesetz
läßt einen breiten Spielraum. Sie bedarf gründlicher Vorbereitung und der
Zustimmung der Beteiligten (Avenarius 1994, S. 266). Schulaufsicht, Lehrer
und Eltern werden umlernen müssen: Mit der Verselbständigung wird eine
weitgehend gleichberechtigte Partnerschaft der Beteiligten einhergehen müs¬
sen, in der die Schule als werbende Einrichtung, der Lehrer mit einer Prise
Unternehmergeist, die Eltern und Schüler mit erhöhter Verantwortung und die
Schulaufsicht mit einer qualifizierten Beratung auftreten. Dieses neue Rollen¬
verständnis kann - so ist von den Niederlanden zu lernen - für alle Beteiligten
und vor allem für die Schule von großem Nutzen sein.
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Abstract
In the discussion concerning an increased autonomy of the individual State school, the constitu¬
tional concept of administrative school supervision in its traditional form seems to represent a
decisive obstacle to school autonomy This traditional concept of supervision is examined from a
cntical point of view, in this, the constitutional pnnciple of vanety within the school system,
development by the German Federal Constitutional Court with regard to the Basic Law regulations
concerning pnvate schools, is refered to as a basis for Interpretation
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